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Die wichtigsten Aussagen der Stellungnahme: 

• Der aktualisierte Entwurf des Haushalts 2012 beinhaltet durchaus Ansätze zur Reduzierung der strukturellen 
Ausgaben des Landes. Es wird von der Landesregierung richtigerweise gesehen, dass enorme Anstrengun-
gen notwendig sind, um das nach wie vor hohe Defizit des Landes zu reduzieren. Vor allem wird von der 
Landesregierung zu Recht festgestellt, dass „… der Abstand zwischen Ausgaben und Einnahmenseite und 
somit der Bedarf an Neuverschuldung bei einem restriktiven Ausgabenzuwachs gemindert wird.“ (FM Fpl. 
2011-2015: 14). 

• Allerdings muss kritisch angemerkt werden, dass auch im überarbeiteten Haushaltsentwurf 2012 und in der 
überarbeiteten Finanzplanung 2011 bis 2015 noch nicht überzeugend erkennbar wird, mit welchen konkre-
ten Maßnahmen auf der Ausgabenseite des Budgets das Land den strukturellen Haushaltsausgleich bis zum 
Jahr 2020 erreichen will. Die geplante schrittweise Reduzierung der Nettoneuverschuldung auf 2,7 Mrd. € 
(bzw. 2,1 Mrd. € ohne „WestLB-Belastungen“) im Jahr 2015 birgt ein erhebliches Risiko, in den nach 2015 
folgenden vier Haushaltsjahren bis zum Ende des Jahrzehnts ein noch zu großes Konsolidierungsprogramm 
bewältigen zu müssen. Die aus den aktuell guten BIP-Wachstumsraten resultierenden zusätzlichen Steuer-
einnahmen und Entlastungen auf der Ausgabenseite sollten konsequenter genutzt werden, um einen ehr-
geizigeren Abbaupfad bei der Neuverschuldung einzuschlagen.  

• Auch im aktualisierten Haushaltsplanentwurf wird noch keine überzeugende Kompensation für die von der 
Landesregierung bereits ab dem Haushaltsjahr 2011 wieder übernommene Finanzierung des Teils der Hoch-
schulausbildung, der zuvor durch Studienbeiträge finanziert wurde, und des sich aufgrund der Beitragsfrei-
stellung des dritten Kindergartenjahres ergebenden zusätzlichen Ausgabenbedarfs für Kindergärten aufge-
zeigt. Aus beiden Maßnahmen folgen dauerhaft höhere Ausgaben in einem Umfang von etwa 400 Mill. €, 
die den Haushalt strukturell belasten – ohne dass damit eine Verbesserung der angebotenen Leistungen 
oder das Erreichen von Verteilungszielen verbunden wäre.  

• Das RWI rät der Landesregierung insbesondere davon ab, auf eine Konsolidierung des Haushalts durch 
Steuerrechtsänderungen in Form einer Anhebung des Spitzensteuersatzes bei der Einkommensteuer, einer 
Wiederbelebung der Vermögensteuer und/oder einer Erhöhung der Erbschaftsteuer zu setzen. Zunächst 
einmal ist ungewiss, ob diese Steuerrechtsänderungen überhaupt in den kommenden Jahren umgesetzt 
werden; insofern sollten so erhoffte zusätzliche Einnahmen nicht Teil einer „Konsolidierungsstrategie“ einer 
Landesregierung sein. Aber selbst wenn das Steuerrecht wie von der Landesregierung intendiert geändert 
werden sollte, würden solche diskretionären Steuererhöhungen nicht garantieren, dass die Steuereinnah-
men auch tatsächlich erhöht werden können. Im Gegenteil: Es gibt eine solide empirische Evidenz für die 
negativen Auswirkungen solcher Maßnahmen auf das Wirtschaftswachstum und damit auf die zukünftige 
Entwicklung bei den Steuereinnahmen. 

• Die Einführung der Schuldenbremse sollte so schnell wie möglich in der Landesverfassung verankert wer-
den.  
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Verfassungsmäßigkeit, Haushaltsgesetz, Allg. Finanzen 

Frage 1: Welche Veränderungen ergeben sich gegenüber dem ursprünglichen Entwurf? 

In der nachfolgenden Stellungnahme werden die Veränderungen in Bezug auf die wesentlichen Aspekte bei 
den Ausgaben, den Einnahmen und den sich aus beidem ergebenden Neuverschuldung bewertet: 

 

Veränderungen bei den Ausgaben 

Die bedeutendste Veränderung auf der Ausgabenseite des Budgets stellt die Kapitalzuführung im Zusammen-
hang mit der WestLB-Abwicklung in Höhe von 1 Mrd. € dar. Bei allen weiteren im Vergleich zum Entwurf Mai 
2012 vorgenommenen Änderungen sind im Saldo „Haushaltsverbesserungen“ in Höhe von 360 Mill. € erreicht 
worden, so dass das Haushaltsvolumen im aktuellen Entwurf im Vergleich zum Entwurf vom Mai des Jahres 
nicht um die angesprochene Ausgabe von 1 Mrd. €, sondern „lediglich“ um 438,6 Mill. € steigt. Das Haushalts-
volumen beträgt nach der aktuellen Planung 58,83 Mrd. €. 

Die im Vergleich zum Entwurf Mai 2012 von der Landesregierung in der nun vorliegenden Neuauflage vorge-
nommen „Verbesserungen“ in Höhe von 360 Mill. € sind im Wesentlichen auf drei Positionen zurückzuführen 
(zur Klarstellung: Mit Verbesserungen werden hier noch keine grundlegenden Fortschritte bei der Konsolidie-
rung beschrieben, sondern zunächst einmal lediglich Kürzungen der Ansätze im Vergleich zur Mai-Planung): 

• Die Personalausgaben wurden im Vergleich zum Entwurf Mai 2012 um 143,2 Mill. € reduziert, wobei 
84 Mill. € auf reduzierte Versorgungsausgaben entfallen und 59,2 Mrd. € auf reduzierte Beihilfen und 
Fürsorgeleistungen.  

• Die Zinsausgaben können auf Grund der günstigen Refinanzierungsbedingungen auf dem Kapitalmarkt 
um 150 Mill. € niedriger als noch im Mai geplant angesetzt werden. 

• Die Zuschüsse für den Absatz deutscher Steinkohlen konnten um 38 Mill. € reduziert werden, weil der 
Weltmarktpreis für Steinkohlen gestiegen ist und sich daraus eine gesetzlich vorgegebene Reduzierung 
des Subventionsbetrages ergeben hat.  

Die im Vergleich zum Mai-Entwurf höheren Ausgaben gehen zurück auf folgenden Positionen: 

• Bedeutsamste Position: plus 1 Mrd. € WestLB-Abwicklung 
• Die Landtagswahl im Mai hat Ausgaben in Höhe von 15,5 Mill. € verursacht. 
• Konnexitätsrelevante Ausgaben im Zusammenhang mit Kinderförderungsgesetz (KiföG): 107,3 Mill. € 

Diese drei Positionen verursachten zusammen Ausgabenerhöhungen von knapp 1,23 Mrd. €, denen 
noch keine zusätzliche Mittel gegenüber stehen. Dabei stehen die hier aufgeführten Positionen zumin-
dest nicht unmittelbar in der Verantwortung der derzeitigen Landesregierung, auch die Ausgaben im 
Zusammenhang mit dem KiföG sind auf ein Urteil des Verfassungsgerichtshofs des Landes zurückzu-
führen, nach dem das Land zusätzliche Ausgaben für den Kita-Ausbau zu übernehmen hat. 

 

• Die Ausgaben des Landes für den kommunalen Steuerverbund (ohne Familienlastenausgleich) wurden 
als Folge der verbesserten Steuereinnahmeentwicklung und als Folge von höheren Einnahmen aus 
dem Länderfinanzausgleich um 459,1 Mill. € erhöht.  

• Sogenannte „durchlaufende Posten“, die auf eine höhere Beteiligung des Bundes bei der Finanzierung 
von Ausgaben beruhen. Als Folge der Vereinbarungen zwischen Bund und Ländern vom Juni dieses 
Jahres konnten in NRW die Sollansätze bei der Bundesbeteiligung an der Grundsicherung im Alter und 
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bei Erwerbsminderung um 325,6 Mill. € erhöht werden. Die Bundesbeteiligung an den Leistungen für 
Unterkunft und Heizung nach dem Sozialgesetzbuch (SGB II) steigt in NRW um 340 Mill. €. 

Diese beiden Positionen erhöhen die Ausgaben, erfordern aber keine zusätzliche „Gegenfinanzierung“ 
des Landes, weil sie nur zustande kommen, weil die Einnahmen stärker gestiegen sind bzw. weil der 
Bund entsprechende Mittel zur Verfügung stellt. 

 

Veränderungen bei den Einnahmen 

Wenn man als Vergleichswert die im Haushaltsansatz für 2011 erwarteten Einnahmen für das Jahr 2011 in Höhe 
von 40,2 Mrd. € zugrunde legt (38,9 Mrd. € plus Globale Mehreinnahmen in Höhe von 1,3 Mrd. €) hat das Land 
NRW im Jahr 2012 mit Gesamteinnahmen in Höhe von 43,1 Mrd. € zusätzliche Steuereinnahmen in Höhe von 
2,87 Mrd. € zur Verfügung. Berücksichtigt man, dass sich im Haushaltsvollzug 2011 noch einmal Mehreinnah-
men in Höhe von knapp 900 Mill. € eingestellt haben und die Ist-Einnahmen 2011 damit 41,1 Mrd. € betrugen, 
entstehen 2012 Mehreinnahmen von etwa 2 Mrd. €.  

Auf Basis der Prognosen des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ von Mai 2012 unterstellt die Landesregierung 
eine Zunahme der Steuereinnahmen in den Jahren 2013 bis 2015 in Höhe von jährlich gut 4% auf schließlich 
48,8 Mrd. € im Jahr 2015. Mit diesen Erwartungen ist eine Zunahme der Steuerfinanzierungsquote von 73,6 auf 
77,5% verbunden. Das bedeutet, dass im Jahr 2015 immerhin zusätzlich 3,9%-Punkte der bereinigten Gesamt-
ausgaben von dann 62,9 Mrd. € – das sind 2,45 Mrd. € – mit Steuereinnahmen finanziert werden sollen. 

Weil in den aktuellen Prognosen (RWI 2012) das BIP-Wachstum des laufenden Jahres etwas schwächer einge-
schätzt wird als noch im Frühjahr, wird auch die Steigerungsrate der Steuereinnahmen mit 3,6% etwas schwä-
cher erwartet als noch bei der Steuerschätzung im Mai dieses Jahres. Insbesondere die Lohnsteuereinnahmen 
werden sich nicht mehr so dynamisch entwickeln wie im Vorjahr, weil die Bruttolöhne und –gehälter nicht 
mehr so stark expandieren wie im Vorjahr. Für das Jahr 2013 wird eine weitere Abflachung des Anstiegs bei 
den Steuereinnahmen auf 2,2% erwartet (RWI 2012: 74). Auch wenn die Landesregierung „moderate Wachs-
tumsraten“ des BIP von 1,6% (2013) und 1,5% in den Jahren 2014 und 2015 unterstellt (FM Fpl 2011-2015: 14) 
geht sie von einem positiver Trend beim Aufwuchs der Steuereinnahmen von 4,0, 4,5 und 4,1% in den kom-
menden Jahren aus, was deutlich über den oben beschriebenen aktuellen gesamtstaatlichen Erwartungen liegt.  

Ein Blick auf die zusätzlich im jeweiligen Haushaltsvollzug entstandenen Steuereinnahmen in den Jahren 
2010, 2011 und 2012 belegen noch einmal, dass in NRW – wie auch in anderen Ländern – im Grunde kein Ein-
nahmenproblem vorliegt.  

 

Veränderung der Nettoneuverschuldung 

Im Haushaltsentwurf Mai 2012 war eine Nettoneuverschuldung in Höhe von 3,97 Mrd. € vorgesehen. Mit den 
nun in den Haushaltsentwurf eingearbeiteten „Verbesserung“ von etwa 360 Mill. € ergibt sich eine Nettoneu-
verschuldung in Höhe von 3,6 Mrd. € und damit zusätzlich mit der im Zusammenhang mit der Abwicklung der 
WestLB erforderlichen Kreditaufnahme von 1 Mrd. € eine gesamte Nettoneuverschuldung in Höhe von 
4,6 Mrd. €; damit liegt die eingeplante Nettoneuverschuldung um 640 Mill. € über dem Wert des Entwurfs Mai 
2012. (siehe zur Bewertung Frage 2).  
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Zunächst soll noch einmal die seit 2006 eingesetzte Personalausgabenbudgetierung positiv bewertet werden. 
Diese Maßnahme überträgt die Verantwortung für die sich aus der Personalstruktur ihrer Organisationseinheit 
ergebenden Personalausgaben den einzelnen Ressorts. Gleichzeitig können die Ressortverantwortlichen ver-
schiedene Maßnahmen einsetzen, um die Personalausgaben zu steuern; hierzu gehören die Möglichkeit, nicht 
ausgeschöpfte Mittel aus dem Personalausgabenbudget für andere Ausgaben (Sachausgaben, Investitionen) zu 
verwenden und die Möglichkeit zur zeitlichen Übertragung von Ausgabenresten. Insgesamt bieten diese Maß-
nahmen die Chance, die zur Verfügung stehenden Mittel in einem Ressort effizienter einzusetzen.  

Allerdings hat die Landesregierung „zur Entlastung der Stellensituation“ (FM Fpl. 2011-2015: 20) rein diskreti-
onär für das Haushaltsjahr 2012 auf die Vorgabe einer linearen Stelleneinsparung im Umfang von 1,5% der 
Stellen verzichtet. Dies hatte zur Folge, dass ursprünglich im Jahr 2012 zu realisierende 364 kw-Vermerke ge-
strichen wurden, womit der zukünftige Spielraum für Einsparungen im Personalbereich wieder etwas kleiner 
wird. Das gilt auch für die Umwandlung der 378 bisher befristeten in unbefristete Stellen. 

Bei den Personalausgaben müssen die zukünftigen Steigerungsraten vermindert werden, dies ist schon allein 
deshalb notwendig, weil die Personalausgaben (inklusive Versorgungsausgaben) im aktuellen Haushaltsplan-
entwurf für 2012 bereits 37,5% an den bereinigten Gesamtausgaben ausmachen, nach den Finanzplanungen 
wird der Anteil im Jahr 2015 auf 38,6% steigen. Richtigerweise hat die Landesregierung deshalb auch festge-
stellt, dass diese Ausgaben bei der anstehenden Konsolidierungsaufgabe nicht außen vor gelassen werden 
können. Die Einrichtung von insgesamt über 1 000 Stellen, davon 100 zusätzliche Stellen in der Umweltüberwa-
chung und 102 zusätzliche Stellen im Geschäftsbereich des Ministeriums für Inneres und Kommunales, deuten 
aber nicht auf eine konsequent sparsame Strategie bei den Personalausgaben hin – wenn auch das Gros der 
einzurichtenden Stellen gesetzlich vorgeschrieben ist.  

Ob der geplante Stellenzuwachs in den angegebenen Bereichen (Polizei, Schule, Justizvollzug, Umweltüber-
wachung, Personalverstärkung im Geschäftsbereich des Ministeriums für Inneres und Kommunales) auch tat-
sächlich erforderlich ist, lässt sich ohne eine eingehende Analyse dieser Bereiche nicht bewerten. Kritisiert 
werden kann aber, dass die Landesregierung bei den Einstellungen und Stellenumwandlungen den Spielraum 
für zukünftige Ausgabeneinsparungen weiter reduziert. Angesichts der hohen langfristigen Belastungen durch 
die Versorgungsverpflichtungen und der in den kommenden Jahren rückläufigen Bevölkerungszahl wären an 
sich Maßnahmen erforderlich, die die Flexibilität bei den Personalausgaben erhöhen. Zu hoffen bleibt, dass 
das eingesetzte Effizienzteam hier Vorschläge vorlegen wird, mit denen die notwendigen Einsparungen noch in 
dieser Legislaturperiode eingeleitet werden können. 

 

Frage 4:  Halten Sie die Zuführung an den Versorgungsfonds für angemessen? Wie bewerten Sie, dass das 
versicherungsmathematische Gutachten aus dem Jahr 2010 noch nicht in den Haushalt 2012 umge-
setzt worden ist? 

Die jährlichen Ausgaben für Versorgungsbezüge werden in den kommenden Jahren erheblich steigen, vor al-
lem werden diese Ausgaben mit einer höheren Rate steigen als die gesamten bereinigten Ausgaben des Lan-
des, weshalb der Anteil der Versorgungsausgaben an den gesamten bereinigten Ausgaben steigen wird. Die in 
dem angesprochenen Gutachten (Karass, 2010) empfohlene Anhebung der Zuführung zum Sondervermögen 
„Versorgungsfonds NRW“ für neu eingestellte Beamte auf 588 € sollte möglichst bald umgesetzt werden. An-
derenfalls sollte die Landesregierung in den nächsten Finanzplanungen deutlich machen, dass das Land nur 
noch einen geringeren Deckungsgrad (als derzeit noch 70%) für die zukünftigen Versorgungsleistungen an-
strebt bzw. sollte sie darlegen, aufgrund welcher Änderungen der im Gutachten unterstellen Annahmen eine 
Anhebung der Zuführung unterbleiben kann. 

 

Frage 5:  Wie bewerten Sie die Notwendigkeit einer entschlossenen Haushaltskonsolidierung auch zur Be-
grenzung der zukünftigen Zinsbelastungen? Welche Gefahren drohten andernfalls für Investitionen 
in wichtige Zukunftsbereiche wie Bildung und Forschung? 
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Nur eine konsequente Konsolidierungspolitik wird dazu führen, dass das Land die jährliche Neuverschuldung 
wird abbauen können und damit der Schuldenstand des Landes im Verhältnis zur Wirtschaftskraft sinken wird. 
Damit müsste in Zukunft nur noch ein geringerer Anteil des Steueraufkommens aufgewendet werden, um den 
Schuldendienst zu finanzieren. In der Folge davon vergrößern sich die budgetären Spielräume, um die Wachs-
tumsbedingungen zu verbessern, z.B. durch eine Aufstockung von Investitionen in den Zukunftsbereichen wie 
Bildung und Forschung. Sollte in NRW die Rückführung der strukturellen Defizite nicht in einem ausreichenden 
Maße gelingen, stiege hingegen die Zinsbelastung weiter und der Spielraum für zukunftsträchtige Investitionen 
würde kleiner. Im Wettbewerb mit anderen Ländern, die mit dem Abbau der Neuverschuldung schon weiter 
vorangekommen sind oder die – wie Bayern – angekündigt haben, sogar den gesamten Schuldenstand zu ver-
ringern, würde NRW an Boden verlieren.  
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